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Aktuelle Beiträge 

zum Architekten-, privaten Bau-, und Vergabe-

recht 

 
 

 

 

 

Architektenrecht 
 
 

Haftet der planende und  

überwachende Architekt trotz  

Verjährung? 
OLG Schleswig, Urteil vom 25.06.2025 – 12 

U 67/24 

 

 

Nach ständiger Rechtsprechung des 

BGH hat der mit der Planung und  

Objektüberwachung/Objektbetreuung 

beauftragte Architekt dem Bauherrn 

auch unabhängig von einer ausdrück-

lich vertraglichen Verpflichtung nach 

Beendigung seiner eigentlichen  

Tätigkeit bei der Behebung von  

Baumängeln zu beraten und zu  

unterstützen. Ihm obliegt auch die  

Klärung von Mängelursachen, selbst 

wenn hierzu eigene Planungs- oder 

Aufsichtsfehler gehören. 

 

Voraussetzung dafür ist aber, dass die 

Mängel und deren Aufklärung im 

Rahmen seines jeweils übernom- 

menen Aufgabengebietes liegen und 

der Architekt insbesondere die  

Leistungsphasen 8 und 9 nach der 

HOAI übernommen hat. In diesen 

Fällen schuldet er als Sachverwalter 

des Bauherrn die unverzügliche und 

umfassende Aufklärung der Ursachen 

sichtbar gewordener Baumängel  

sowie die sachkundige Unterrichtung 

des Bauherrn vom Ergebnis der  

Untersuchung und der sich daraus  

ergebenden Rechtslage. 

 

Verletzt der Architekt schuldhaft 

diese Untersuchung und Beratungs-

pflichten, so ist er dem Bauherrn zum 

Schadensersatz verpflichtet und er 

kann sich ihm gegenüber nicht auf die 

Einrede der Verjährung (= Sekundär-

haftung) berufen. Diese sogenannte 

Sekundärhaftung kommt dabei nur 

hinsichtlich solcher Mängel in  

Betracht, die sich bereits vor Ablauf 

der Verjährung der Primäransprüche 

gezeigt haben. 

 

Dass die Sekundärhaftung nur für 

Mängel im Betracht kommt, die sich 

vor Ablauf der Verjährung der  

Primäransprüche gezeigt haben, ist 

sowohl für den Bauherrn als auch für 

den Architekten wichtig. Ohne  

Anhaltspunkte für weitere Mängel, 

sei es, so das OLG Schleswig, dem 

Architekten nicht vorzuwerfen, dass 

die Mängel erst nach Eintritt der  

Verjährung entdeckt wurden. Eine  

darauf gestützte Sekundärhaftung 

scheidet aus. 

  



RECHTSANWÄLTE PROF. DR. RAUCH & PARTNER / 

GESELLSCHAFT FÜR FORTBILDUNG IM BAU- UND ARCHITEKTENRECHT 

 

 
Hoppestraße 7, 93049 Regensburg 

Telefon 0941 / 2 97 34-0, Telefax: 0941 / 2 97 34-11 

r@prof-rauch-baurecht.de 

 
2 

Damit kommt die Sekundärhaftung 

nur für solche Mängel im Betracht, 

die sich vor Ablauf der Verjährung der 

Primäransprüche gezeigt haben. Zu 

beachten ist aber, dass die Haftung 

nach Ablauf der Verjährungsfrist  

jedenfalls in den Fällen nicht von 

vornherein ausgeschlossen ist, wenn 

dem Architekten der Mangel seiner 

Leistung noch vor Eintritt der  

Verjährung in anderer Weise hätte 

auffallen müssen - so z.B. bei einem 

groben Planungsfehler. (Dr. B) 

 

 

Privates Baurecht 
 
 

Zur Bemessung des Zuschlags bei 

den tatsächlich erforderlichen  

Kosten  
KG, Urteil vom 18.07.2025 - 21 U 176/24 

 

 

Der Auftragnehmer fordert  

vorliegend eine Bauhandwerkersi-

cherheit nach § 650 f BGB in Höhe 

von 310.000,00 €, die auch  

beauftragte Nachtragsforderungen 

absichern soll. Dabei geht es  

insbesondere um die schlüssige  

Darlegung der Höhe der Nachtrags-

forderung. 

 

Grundlage der Nachtragsvergütung 

nach § 2 Abs. 5 oder 6 VOB/B sind 

die dem Auftragnehmer tatsächlich 

entstandenen Mehr- oder Minderkos-

ten zuzüglich eines angemessenen 

Zuschlags. Bei der Bestimmung des 

gesuchten Zuschlagsfaktors sind  

Baustellengemeinkosten (BGK) nicht 

zu berücksichtigen. Dem Auftragneh-

mer steht somit auf seine änderungs-

bedingten Mehrkosten nur ein Zu-

schlag für allgemeine Geschäftskos-

ten, Wagnis und Gewinn zu. Der 

Zuschlagsfaktor muss „angemessen“ 

im Sinne von § 650c Abs. 1 S. 1 BGB 

sein. Dieser Begriff bringt zum  

Ausdruck, dass es für einen  

bestimmten Bauvertrag nicht einen 

einzigen richtigen Faktor gibt,  

sondern dass er in einem Korridor  

angesiedelt ist und es in einem  

bestimmten Rahmen mehrere Werte 

geben kann, die als angemessen  

gelten können. Am nächsten liegt es, 

den Zuschlagsfaktor für die  

Ermittlung der Mehrvergütung  

anzuwenden, der sich aus der  

vereinbarten Vergütung ergibt. Im 

Zweifel ist es angemessen, dieses  

Ergebnis bei der Mehrvergütung  

fortzuschreiben. Zur Bezifferung des 

Zuschlagsfaktors kann sich der  

Auftragnehmer grundsätzlich auf 

seine Kalkulation beziehen.  

Alternativ zur Verwendung des  

Zuschlagsfaktors der vereinbarten 

Vergütung kommt die Bestimmung 

des Zuschlagsfaktors in Höhe eines 

üblichen Rahmens durch das Gericht 

in freier Überzeugung (§ 287 Abs. 2 

ZPO) in Betracht. (SP) 

 
 

Vergaberecht 
 

 

Die Betreuung eines Vergabever-

fahrens ist eine Rechtsdienst- 

leistung! 
IBRRS 2025, 2022 

LG Gießen, Beschluss vom 21.03.2025,  

3 O 95/25 

 

 

Im Rahmen einer einstweiligen  

Verfügung hat das Landgericht  

Gießen entschieden, dass die  

Betreuung eines Vergabeverfahrens 

eine Rechtsdienstleistung i.S.v. § 3 

RDG darstellt. Rechtsdienstleistun-

gen dürfen jedoch ausschließlich von 
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Anwälten/Anwältinnen erbracht  

werden. Das Landgericht untersagte 

in der einstweiligen Verfügung einem 

öffentlichen Auftraggeber die  

Ausschreibung einer Verfahrensbe-

treuung für Planungsleistungen,  

sofern sich diese auch an Personen 

richtet, die über keine Zulassung zur 

Anwaltschaft verfügt und Mitglied  

einer deutschen Rechtsanwaltskam-

mer ist. Das Landgericht stellte klar, 

dass eine öffentliche Ausschreibung 

der Verfahrensbetreuung eines 

Vergabeverfahrens unzulässig ist, 

wenn sich diese auch an Personen 

richtet, die über keine Zulassung als 

Rechtsanwalt verfügen.  

 

Ausgeschrieben waren folgende  

Leistungen:  

 

„Abwicklung des kompletten  

Verfahrens in Abstimmung mit der 

Stadt ###; Terminplanung;  

Erstellung der Vergabeunterlagen 

(einschließlich EU-Bekanntmachung, 

Leistungsbeschreibung, Teilnahme-

antrag, Formblätter, Wertungs- 

kriterien usw.); Auswertung der  

Bewerbungsunterlagen anhand einer 

Matrix (z. B. Preis, Referenzen,  

Projekten, etc.); Durchführung einer 

Präsentation der ausgewählten  

Bieter; Auswertung anhand einer 

Matrix der Präsentation und der  

Honorarangebote; Rechtsichere  

Erstellung der Vertragsunterlagen 

für die einzelnen Lose; Mitwirkung 

beim Vertragsbeschluss; Koordinie-

rung der Bieteranfragen; Erstellung 

der Vergabedokumentation“.  

 

Das LG Gießen untersagte es explizit, 

derartige Leistungen auch an  

Personen/Unternehmen zu vergeben, 

die über keine Zulassung zur Anwalt-

schaft verfügen. Auch der Hinweis 

des Auftraggebers, für die Rechtsbe-

ratungsleistungen könnten auch  

Anwälte als Nachunternehmer  

eingesetzt werden, wurde nicht  

akzeptiert.  

 

Die einstweilige Verfügung steht im 

Einklang mit einer bereits 2021  

ergangenen Entscheidung des LG 

Magdeburg (Urteil vom 15.09.2021 – 

7 O 1109/21). In dieser einstweiligen 

Verfügung wurde entschieden:  

 

„Soweit die Beklagte öffentliche  

Auftraggeber in Vergabeverfahren 

über die Verfahrensbegleitung  

hinausgehend hinsichtlich der  

Einhaltung der Wettbewerbsregeln 

und der Vergabegrundsätze sowie 

hinsichtlich der Vermeidung von  

Diskriminierungsaspekten und der  

Sicherung des GIeichbehandlungs-

grundsatzes berät und ihnen  

Handlungsempfehlungen gibt,  

erbringt sie Rechtsdienstleistungen  

i. S. d. § 2 Abs. 1 RDG, weil diese  

Tätigkeiten der Beklagten jeweils 

auch eine rechtliche Prüfung des  

Einzelfalls erfordern. § 2 Abs. 1 RDG 

ist in seinem Anwendungsbereich 

nicht restriktiv auf solche Tätigkeiten 

zu beschränken, die eine besondere 

rechtliche Prüfung des Einzelfalls  

erfordern. Vielmehr erfasst der  

Wortlaut der Norm ausnahmslos alle 

Tätigkeiten in konkreten fremden  

Angelegenheiten, die eine rechtliche 

Prüfung des Einzelfalls erfordern, 

unabhängig davon, wie intensiv oder 

schwierig diese Prüfung ist“.  

 

Entscheidend ist die Ausgestaltung 

im Einzelfall. Sofern die Beratungs-

leistungen lediglich eine äußerst  

untergeordnete Rolle spielen, kann es 

sich ggf. um bloße Nebenleistungen 

gem. § 5 RDG handeln. 
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Diesbezüglich hat das OLG  

Düsseldorf im Jahr 2022 (Beschluss 

vom 25.05.2022 – Verg 33/21)  

entschieden, dass bei der Betreuung 

von standardisierten Ausschreibungs-

vefahren die Rechtsdienstleistung 

(diese wurden also auch vom OLG 

bejaht) eine Nebenleistung gem. § 5 

RDG darstellen kann, wenn die  

Leistungen als Nebenleistungen zum 

Berufs- oder Tätigkeitsbild eines  

Beschaffungsdienstleisters gehören. 

Entscheidend war hier jedoch die 

konkrete Ausgestaltung des  

Leistungsbildes im Einzelfall. Im  

entschiedenen Fall wurden die  

Anforderungen an die rechtliche  

Prüfung vom OLG als minimal  

eingestuft, da Standardvorlagen und 

Standard-Vertragsmuster verwendet 

werden sollten. Es wurde hier  

lediglich die Betreuung von  

Mustervergabeverfahren ohne spezi-

elle Anforderungen für standardi-

sierte Leistungen ausgeschrieben. 

Nur in diesem Fall konnte von  

Nebenleistungen ausgegangen  

werden.  

 

Sobald jedoch die üblichen  

Betreuungsleistungen für das gesamte 

Verfahren benötigt werden, sind die 

aufgezeigten Entscheidungen der 

Landgerichte Magdeburg sowie  

Gießen einschlägig. Gem. § 3 BRAO 

ist der Rechtsanwalt der berufene  

unabhängige Berater und Vertreter in 

allen Rechtsangelegenheiten. Andere 

Personen dürfen gem. § 3 RDG eine 

Rechtsdienstleistungen nur in speziell 

geregelten Ausnahmefällen erbrin-

gen, wie z.B., wenn es sich um eine 

reine Nebenleistung handelt.  

 

In der Praxis werden bei der Ange-

botseinholung von Verfahrensbetreu-

ungen auch oft Projektsteuerungs- 

und Architekturbüros mit aufgefor-

dert. Sollten jedoch die abgefragten 

Leistungen über reine Nebenleistun-

gen hinausgehen, ist dies unzulässig. 

Sobald ein Vertrag entworfen werden 

soll oder rechtliche Beratungen  

gewünscht sind, sind ausschließlich 

Rechtsanwälte aufzufordern. (SC) 

 
 

„Ein-Hersteller-Strategie“ kann 

zulässig sein! 
OLG Düsseldorf, Beschluss vom 10.07.2024 

- Verg 2/24 

 

 

Bei Vergaben mit komplexeren  

technischen Besonderheiten stellt sich 

nicht selten die Frage, ob  

möglicherweise die Vorgabe von  

bestimmten Produkten eines  

bestimmten Herstellers gerechtfertigt 

sein könnte. Produktspezifische  

Ausschreibungen können im  

Einzelfall zulässig sein, wenn  

nachvollziehbare objektive und  

auftragsbezogene Gründe vorliegen. 

Dies entschied das OLG Düsseldorf 

kürzlich zu einer Vergabe im IT-Be-

reich. 

 

Der öffentliche Auftraggeber hatte 

hier eine produktspezifische  

Ausschreibung für Hard- und Soft-

ware eines bestimmten Herstellers 

(T.) vorgenommen, ohne eine Fach- 

oder Teillosvergabe vorzusehen. Die 

Antragstellerin rügte Verstöße gegen 

das Gebot der produktneutralen  

Ausschreibung (§ 31 Abs. 1 VgV)  

sowie gegen die Pflicht zur  

Losbildung (§ 97 Abs. 4 GWB). Das 

Gericht stellte jedoch fest, dass die 

produktspezifischen Vorgaben  

sowohl für die Software als auch die 

Hardware sachlich gerechtfertigt, 

nachvollziehbar dokumentiert und 
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diskriminierungsfrei getroffen  

wurden. Insbesondere im schulischen 

Kontext seien einheitliche Systeme 

erforderlich, um Kompatibilitätsprob-

leme, erhöhten Einarbeitungs- und 

Wartungsaufwand sowie Unterrichts-

störungen zu vermeiden. Auch eine 

nachträgliche Ergänzung der  

Dokumentation im Nachprüfungsver-

fahren sei zulässig, solange keine  

Manipulationsverdacht bestehe. Eine 

Pflicht zur Markterkundung bestehe 

nicht. Mangels nachweisbarer  

Beeinträchtigung der Auftragschan-

cen wurde auch kein subjektives 

Recht der Antragstellerin verletzt. Die 

Gesamtlosvergabe sei ebenfalls nicht 

zu beanstanden, da kein getrennter 

Markt für Hard- und Software  

nachgewiesen sei. Der Nachprüfungs-

antrag wurde daher vom OLG  

Düsseldorf als umfassend  

unbegründet zurückgewiesen. (SD) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Regensburg / Passau  

Im August 2025 


